
Sachsen

Interview mit Herrn  
Robert Malorny (FDP)
Peer Oehler führte das Interview für die Deutsche Polizei.

DP: Danke für die Gelegenheit zu diesem 
Interview. Bin ich ein unhöflicher Gast, 
wenn ich als Erstes nach dem Grund für 
die 3  Prozent in den letzten Sachsen- 
Umfragen frage? Ist Herr Kubicki zu laut? 
Ist Herr Lindner zu zickig? 

RM: Die Gründe sind vielfältig. Bis Juni lag 
der Fokus auf den Kommunalwahlen. Wir 
haben außerdem „nur“ unsere FDP-Bundes-
tagsabgeordnete und sind nicht im Sächsi-
schen Landtag vertreten. Da ist es ungleich 
schwerer, mit landespolitischen Themen 
aufzufallen. Und Sie müssen sehen, dass ich 
Vollzeitberufler bin. Ich arbeite als Ingeni-
eur und mache alles, womit ich unsere Po-
litik nach außen trage, in der Freizeit. Aber 
ich bin zuversichtlich, dass wir im Septem-
ber mit einer starken Fraktion in den Säch-
sischen Landtag einziehen.

DP: Also tiefe Gelassenheit?

RM: Im Wahlkampf war die FDP immer am 
stärksten. In Regierungszeiten sind wir halt 
manchmal ein bisschen unbequem, weil wir 
mit realistischen Aussagen kommen und 
nicht jedem alles versprechen, wie es die 
anderen machen. 

DP: Was macht den alt-etablierten Partei-
en denn gerade so zu schaffen?

RM: Ein ganz großes Problem ist die Angst 
vor Wohlstandsverlust, die sich durch alle 
Gesellschaftsschichten zieht, und die ist eine 
der Ursachen für eine gewisse Radikalisie-
rung oder die Wahl extremistischer Parteien.

DP: Und Sie sind die einzige Partei, die zu 
diesem Wohlstandsverlust, der kommen 
wird, steht?

RM: Nein. Viele sagen, dass es den gibt, aber 
bleiben dann vor der Frage stehen, wie es 

sich denn ändern kann. Wir haben konkrete 
Lösungen. Und wir reden nicht nur darüber, 
sondern setzen das dann auch um.

DP: Die anderen nicht?

RM: Bsp. 1: Die Sächsische Staatsregierung 
redet davon, Wachstum zu fördern. Das Ein-
zige, was in Sachsen in den letzten Jahren 
neben der Anzahl der ausgefallenen Unter-
richtsstunden gewachsen ist, ist die Grund-
erwerbsteuer. Wir hatten in Sachsen in 2023 
ein preisbereinigtes Sinken des Bruttoin-
landproduktes um 0,6 Prozent, bundesweit 
im Durchschnitt lag es bei 0,3 Prozent. Wir 
müssen als Freistaat Sachsen endlich dafür 
sorgen, dass die Bürger in den Bereichen ent-
lastet werden, in denen der Freistaat wirklich 
selbst Einfluss hat. Ich kann mich nicht hin-
stellen und immer nach Berlin oder Brüssel 
zeigen. Darf ich noch ein Beispiel nennen?

DP: Klar!

RM: Die Staatsregierung wollte dafür sorgen, 
dass es Chancengleichheit gibt. Unlängst ist 
eine Studie zum Thema Schulbildung veröf-
fentlicht worden, die sagt, dass Sachsen bei 
der Aufstiegsmöglichkeit von Kindern aus so-
zial schwächeren Haushalten auf dem vorletz-
ten Platz ist. Das heißt, Bildung ist in Sachsen 
ungleich stärker als in anderen Bundeslän-
dern von der sozialen Herkunft abhängig.

DP: Aber dann müsste doch die FDP der 
größte Verfechter der Kindergrundsiche-
rung sein!

RM: Nein, weil die Kindergrundsicherung, 
so wie sie jetzt ausgearbeitet wurde, haupt-
sächlich in Verwaltung investiert, aber bei 
den Kindern, die sie brauchen, am Ende gar 
nicht ankommt.

DP: Das ist eine Position, die Sie vertre-
ten, und andere reiben sich an Ihrer Mei-
nung. Dieser Meinungsstreit ist eigent-
lich etwas vollkommen Normales. Aber 
jetzt plötzlich scheint Meinungsstreit 
nicht mehr in dieser Gesellschaft so nor-
mal zu sein. Welchen Beitrag können Par-
teien leisten, um dem zu begegnen?

RM: Generell rate ich uns allen: hart in der 
Sache, aber fair im Ton. Man kann unter-
schiedliche Meinungen haben. Die Frage ist 
nur, wie die Debatten geführt werden. Und 
ich glaube, dass wir den Parlamentarismus 
in diesem Land wieder stärken müssen. Es 
geht nicht darum, wer bei irgendwelchen 
Protestaktionen mehr Leute auf die Straße 
bringt, sondern dass man im Parlament klu-
ge Beschlüsse fasst.

DP: Das ist das Wesen der parlamentari-
schen Demokratie, dass das Parlament 
im Mittelpunkt der politischen Entschei-
dung steht. Aber der Dialog zwischen 
Parlament und Bevölkerung ist ja die Vo-
raussetzung dafür, dass diese Entschei-
dungen mitgetragen werden. Ich nehme 
die Frage von Krieg und Frieden, den An-
griff Russlands auf die Ukraine. Ich habe 
nicht den Eindruck, dass Frau Strack-
Zimmermann friedensintendierte An-
dersdenkende als gleichberechtigte 
Player in der Diskussion betrachtet. Das 
sind eher „Russlandversteher“.

RM: Das sehe ich vollkommen anders! 
Frau Strack-Zimmermann debattiert eben 
hart. Ihre Gegner geben ihr dann Spitzna-
men, allen voran dieser Begriff mit Rhein-
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metall. Das finde ich unterirdisch. Und das 
lenkt dann von der Unehrlichkeit der De-
batte ab. Nehmen wir die CDU. Friedrich 
Merz beschimpft die Bundesregierung: Wa-
rum liefern wir nicht schon vorgestern Tau-
rus? Michael Kretschmar sagt: Wir müssen 
jetzt unbedingt Frieden mit Russland her-
stellen, auch unter der Hinnahme, dass es 
die Ukraine auf der Landkarte bald nicht 
mehr gibt.

DP: Die Friedensbemühungen habe ich 
im Ohr, das andere habe ich so vom Mi-
nisterpräsidenten nicht gehört!

RM: Er hat gesagt, dass man notfalls den 
Status quo einfrieren sollte. Das gab es 
schon einmal bei der Krim. Da brauche ich 
kein großer Stratege zu sein, um zu sehen, 
wohin die Reise geht. Jeder der sagt, man 
muss jetzt bei Putin nachgeben, der sollte 
sich mal mit unseren polnischen Nachbarn 
unterhalten. Wir sind ein Teil einer europäi-
schen Wertegemeinschaft. Und dann noch 
eine Sache, die ich als langjähriger Uniform-
träger …

DP: Sie haben Uniform getragen?

RM: Ich war acht Jahre Soldat auf Zeit bei 
der Bundeswehr in der Heeresflugabwehr. 
Und als langjähriger Uniformträger frage 
ich eben, wie es um unsere Wehrfähigkeit 
bestellt ist. Und da sehe ich bei äußerer, aber 
auch bei innerer Sicherheit einen ganz gro-
ßen Mangel. 

DP: Die FDP will mehr Stellen für die Po-
lizei?

RM: Finanzminister Vorjohann will 6.000 
neue Stellen für die Landesverwaltung. Der 
FDPler in mir sagt dann sofort: Das kann ja 
nicht sein! Auf der anderen Seite wissen wir, 
dass Bildung und innere Sicherheit originä-
re Länderaufgaben sind. Also wenn es zwei 
Felder gibt, wo die Länder handlungsfä-
hig sein müssen, dann sind das diese, wäh-
rend eine Aufstockung in anderen Bereichen 
fraglich ist.

DP: Justiz?

RM: Dann nehmen wir gerne mal das Staats-
ministerium der Justiz! Wir haben Probleme 
bei Staatsanwälten, Richtern oder Rechts-

helfern. Aber wo hat Frau Meier Stellen auf-
gebaut? Sie hat neue Referate für Demo-
kratieförderung und für gesellschaftlichen 
 Zusammenhalt gegründet, was eigentlich 
Frau Köpping schon macht, und jetzt strei-
ten beide darum, wer mehr Fördermittel ver-
geben darf. Die beste Demokratieförderung 
ist doch, dass der Unterrichtsausfall auf ein 
Minimum zurückgeht und wir eine Polizei 
haben, die für Sicherheit auf den Straßen 
sorgen kann.

DP: Eine FDP zu hören, die den Stellen-
bedarf der Polizei nicht geringschätzt, ist 
neu und schön zugleich.

RM: Ich war selbst Uniformträger und weiß, 
dass man Personal und Gerät braucht, um 
seine Aufgaben zu erfüllen.

DP: Ich beginne, mich langsam mit der 
FDP zu versöhnen, die uns in ihrer Re-
gierungsbeteiligung 2009 gemein-
sam mit der CDU durch den riesigen 
Stellenabbauprozess als Polizei enor-
men fachlichen Schaden zugefügt hat. 
Man hat einen schlanken Staat gewollt, 
rausgekommen ist Magersucht. Wir ha-
ben uns bis zur Handlungsunfähigkeit 
gehungert. Können wir uns auf die For-
mel einigen, der öffentliche Dienst be-
kommt so viele Stellen, wie er zur Er-
füllung seiner übertragenen Aufgaben 
braucht?

RM: Absolut. Das unterschreibe ich Ihnen 
sofort. Aber die Ressourcen des Freistaates 
sind endlich. Die Bevölkerungszahl sinkt. 
Wir müssen auch beim Staat sparen.

DP: Der Kopf des Staates ist das Par-
lament. So wie die Bevölkerung sinkt, 
muss sich das Parlament verkleinern?

RM: Das ist die Konsequenz. Die übermäßig 
anschwellenden Parlamente sind eine Folge 
komplizierter Wahlregeln. Auf Bundesebene 
hat die FDP eine Wahlrechtsänderung zur 
Verschlankung des Bundestages durch das 
Parlament gebracht, was der Großen Koali-
tion jahrelang nicht gelungen ist. 

DP: Wir würden als GdP Sachsen den Ver-
waltungsaufwand minimieren, indem wir 
uns den ganzen Beförderungsschnick-
schnack sparen. Wir wollen eine Bezah-
lung nach Dienstposten. Kann sich das 
der Soldat in Ihnen vorstellen?

RM: Der Soldat kennt diese Bezahlung nach 
Dienstposten sogar schon im Grundsatz. Ein 
analoges System, mit festen Wartezeiten 
und Regelbeförderungen, könnte ich mir 
auch für Sachsen vorstellen. Zum Respekt 
vor dem Beruf gehört eben auch, dass ich 
ein vernünftiges Besoldungssystem habe.

DP: Dieses sehr entgegenkommende 
Statement lässt mich weiteren Konsens 
suchen. Es gibt das Gerücht, dass sich 
die Obersten der Polizei im Innenminis-
terium bemühen, eine Ausnahmegeneh-
migung zu bekommen, damit sie mehr 
Stellen freihändig vergeben können. 
Das stößt bei der Gewerkschaft der Poli-
zei auf große Ablehnung. Wie stehen Sie 
zu Stellenausschreibungen?

RM: Bei Stellenausschreibungen im öffent-
lichen Dienst werde ich immer sehr vor-
sichtig, da von Freihändigkeit zu reden. Am 
Stellenausschreibungssystem würde ich 
festhalten.

DP: Wir verlieren während der Ausbil-
dung mehr angehende Polizisten als 
noch vor Jahren. Wir fordern als Gewerk-
schaft der Polizei, sich bei der Personal-
planung an den prognostizierten Absol-
venten zu orientieren und nicht an den 
Einstellungen. Wie furchtbar klingt das 
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für Sie, dass, wenn wir 550 Absolventen 
haben wollen, wir 600 in die Ausbildung 
einstellen.

RM: Das klingt gar nicht furchtbar. Ich ar-
beite in der Industrie und wir stellen grund-
sätzlich immer mehr Auszubildende ein, 
als wir Stellen nachzubesetzen haben. Mal 
nimmt einer nach der Ausbildung ein ande-
res Angebot an, mal sind seine Leistungen 
nicht so, dass er ein Angebot zur Übernah-
me bekommt. So ein atmendes System ist 
vollkommen normal.

DP: Letzter Punkt. Die Zahl derer, die 
den Arbeitsmarkt verlassen, ist größer 
als die Zahl derer, die in ihn eintreten. 
Mit eigenem Nachwuchs können wir 
den Nachwuchs im öffentlichen Dienst 
bald nicht mehr rekrutieren. Der Polizei-
Hauptpersonalrat hat einen Antrag zum 
Etablieren einer Europaklasse gestellt 
und will pro EU-Land pro Jahr ein Stipen-
dium für eine sächsische Polizeiausbil-
dung ausloben. Wäre einem FDP-Parla-
mentarier dafür Geld aus dem Kreuz zu 
leiern?

RM:  Ausdrücklich ja. Ich kann es auch kurz 
begründen.

DP: Gerne!

RM: Es war der europäische Gedanke, sich 
gegenseitig zu stärken und Schwächen aus-
zugleichen. Ich würde vielleicht sogar noch 
ein Stück weitergehen. Warum schaut man 
nicht auch mal außerhalb der EU?

DP: Gegenwärtig verhindert das Beam-
tenstatusgesetz diese Initiativen und 
begrenzt es auf die Europäische Union.

RM: Gesetze kann man ändern!

DP: Tatsache hat die Gewerkschaft der 
Polizei auf dem Bundeskongress ge-
nau einen solchen Antrag beschlossen, 
das anzustreben. Und zum Gesetze än-
dern, sind Parlamentarier da. Apropos 
Parlament: Sie schaffen die 5-Prozent-
Hürde, sie ziehen in den Sächsischen 
Landtag ein, andere Parteien schaffen 
die 5-Prozent-Hürde nicht. Es gibt eine 
Konstellation in diesem Parlament, die 
die FDP in die Regierungsbeteiligung 
treibt und die FDP stellt den Innenmi-
nister. Welche Schwerpunkte setzt die 
FDP, um die Polizei fit für die Zukunft 
zu machen?

RM: Ich glaube, da wäre der Finanzminister 
wichtiger als der Innenminister!

DP: Dann wird die FDP Finanzminister!

RM: Punkt 1 – wir schauen, dass das Bud-
get für vernünftige Ausstattungen in per-
soneller und materieller Hinsicht da ist. 
Punkt 2 – das Recruiting verbessern und 
eben auch im europäischen Ausland An-
wärter für unseren Polizeidienst begeis-
tern. Punkt 3 – Verfahrensbeschleuni-
gung in Zusammenarbeit mit der Justiz. 
Ich war mal Zeuge einer eindeutigen Fah-
rerflucht. Das Verfahren mit mir als Zeu-
ge war trotz Eindeutigkeit ein Dreiviertel-
jahr später.

DP: Das ging aber schnell!

RM: Ich sagte, ich weiß nicht mehr, was vor 
einem Dreivierteljahr war. Aber ich kann 
das Protokoll vorlesen, was ich mithabe. 
Also unser gesamtes Justizsystem muss leis-
tungsfähiger werden. Deswegen würden wir 
bei den Aufgaben priorisieren. Auf der einen 
Seite die Pflichtaufgabe des Staates und auf 
der anderen die Kür. Wenn der Staat seine 

Pflichtaufgaben erfüllt, bekommen wir auch 
in der Bevölkerung wieder ein größeres Ver-
trauen zurück in die Politik.

DP: Das ist ein gutes Schlusswort! Vielen 
Dank!
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Paradox oder: Gesundheit – nein! 
Gefährdung – ja!
Der Autor ist der Redaktion bekannt

Es ist schon sehr schwierig zu begreifen, 
dass bei der Polizei das Rauchen wäh-

rend der Arbeitszeit erlaubt ist! Obwohl es ja 
unumstritten ist, dass das Rauchen der Ge-
sundheit schadet. Und das sogar für jeder-
mann, egal ob Beamter oder Tarifbeschäftig-
ter! Raucher bekommen sogar noch trocke-
ne Unterstände gebaut, damit sie nicht im 
Regen stehen. Und weil es da so gemütlich 
ist, verbringen einige von ihnen gefühlt den 
halben Arbeitstag dort. Kein Problem, man 
weiß ja, wo man sie eventuell finden kann.

Beim Dienstsport, auch Präventions-
sport, sieht die Sache komplett anders aus. 
Da dürfen Tarifbeschäftigte und Verwal-
tungsbeamte nur in ihrer Freizeit teilneh-
men! Dient ja der Gesunderhaltung. Wenn 
die Tarifbeschäftigten und Verwaltungs-
beamten gesund bleiben wollen, können 
sie das in ihrer Freizeit tun. Ist Gesunder-
haltung nicht im Interesse der Arbeitgeber? 
Vermutlich sollten Nichtraucher öfter eine 
Nichtraucherpause einlegen und die im Frei-
en, bei guter Luft, also nicht in der Nähe von 
Raucherplätzen verbringen!

Anmerkung der DP-Redaktion:
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) Sach-

sen setzt sich seit Langem dafür ein, dass auch 
Tarifbeschäftigte und Verwaltungsbeamte im 
Bereich der Polizei die Möglichkeit haben, un-
ter Anrechnung von Arbeitszeit Sport zu trei-
ben. Diese Forderung zielt darauf ab, die Ge-
sundheit und Leistungsfähigkeit der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zu fördern und 
gleichzeitig die Motivation zu steigern.

Bei nicht öffentlichen Arbeitgebern ist be-
reits seit längerer Zeit bekannt, dass gesun-
de und leistungsfähige Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer einen positiven Einfluss 
auf den Unternehmenserfolg haben. Weni-
ger Krankheitstage und höhere Motivation 
sind nur einige der Vorteile. Allerdings sieht 
der öffentliche Arbeitgeber oft die Versiche-
rungsfrage als unüberwindbare Hürde für 
die Einführung von gesundheitsfördernden 
Maßnahmen.

Eine Möglichkeit, die bereits genutzt 
wird, sind Gesundheitstage, bei denen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter Zeit für ihre 
Gesundheit nutzen können. Dies ist ein ers-
ter Schritt, um die Gesunderhaltung zu för-
dern. Die GdP hofft jedoch, dass der Arbeit-
geber auch für Tarifbeschäftigte und Ver-

waltungsbeamte die Notwendigkeit der 
Gesunderhaltung erkennt und entsprechen-
de Maßnahmen ermöglicht.

Ein Fortschritt könnte die Anrechnung 
von Sport auf die Arbeitszeit schon sein. 
Die GdP fordert daher bei jeder sich bieten-
den Gelegenheit, dass ein Pilotprojekt einge-
führt wird, bei dem sowohl Vollzugsbeam-
te als auch Verwaltungsbeamte und Tarif-
beschäftigte gleichermaßen die Möglichkeit 
haben, Sport in ihre Arbeitszeit einzubezie-
hen. Gesundheitsmanagement sollte nicht 
nur in Sonntagsreden thematisiert werden, 
sondern auch in der Praxis gelebt werden. I
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Senioren der Kreisgruppe BePo Leipzig 
genießen gemütlichen Kegelnachmittag
Mike Pfützner

Am 23. Mai 2024 trafen sich die Senioren 
der Kreisgruppe BePo Leipzig zu einem 

geselligen Kegelnachmittag. Unter dem Mot-
to „Das Fähnlein der sieben Aufrechten“ ver-
sammelten sich 30 % der jetzigen Senioren-
gruppe, um gemeinsam Zeit zu verbringen. 
Leider mussten einige Teilnehmer aus ver-
schiedenen Gründen kurzfristig absagen.

Der Kegelsport stand zwar im Mittelpunkt, 
aber der eigentliche Höhepunkt des Treffens 
war der Austausch unter den Senioren. Es 

ging darum, wie es jedem Einzelnen geht und 
wer noch Kontakt zu ehemaligen Kolleginnen 
und Kollegen hat. Auch die Neuigkeiten aus 
der Dienststelle wurden lebhaft diskutiert.

Die Seniorengruppe erfreut sich weiteren 
Zulaufs: In diesem Jahr sind vier Neupen-
sionäre hinzugekommen. Die 
nächsten Seniorenanwärter ha-
ben bereits das Seminar „Vorbe-
reitung auf den Ruhestand“ be-
sucht und werden bald zur Grup-
pe stoßen. Für den November 
ist ein weiteres Treffen geplant. 
Diesmal steht ein Ausflug ins 

schöne sächsische Land auf dem Programm. 
Vorschläge für das Ausflugsziel können gerne 
an Rolf Hoeno gerichtet werden. Die Senioren 
der Kreisgruppe BePo Leipzig freuen sich auf 
weitere gemeinsame Aktivitäten und den Aus-
tausch unter Gleichgesinnten. I
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Redaktionsschluss
Bitte beachten:  
Der Redaktionsschluss für das Landesjournal Sachsen war für Juli 2024 der 24. Mai 2024, für August 2024 ist es 
der 26. Juni 2024 und für September der 29. Juli 2024.

Hinweise: 
Das Landesjournal versteht sich nicht nur als Informationsquelle, sondern auch als Kommunikationsforum für 
die sächsischen Kolleginnen und Kollegen. Zuschriften sind daher ausdrücklich erwünscht. Die Redaktion be-
hält sich jedoch vor, Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen. Für unverlangt eingesandte Manuskripte oder Fo-
tos übernehmen wir keine Gewähr für Veröffentlichung, den Zeitpunkt der Veröffentlichung oder Rücksendung. 
Namentlich gekennzeichnete Artikel/Leserbriefe stellen nicht in jedem Fall die Meinung der Redaktion dar. 
Die Redaktion
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Information vom Landesseniorenvorstand
Wolfgang Reinsch

Am 31. Mai 2024 gelang es dem Landesseni-
orenvorstand der GdP Sachsen nach lan-

gem Kampf, ein hauptsächlich vom Landesse-
niorenvorsitzenden Claus Schneider initiiertes 
Zusammentreffen mit dem sächsischen Innen-
minister Herrn Schuster und dem Landespo-
lizeipräsidenten Herrn Kubiessa zu erleben. 

Dabei konnten Probleme der sächsische 
Seniorenschaft, speziell bei der Nutzung 
von Sportstätten zur Gesunderhaltung und 
der Fortbildung von aktiven Kollegen be-
züglich ihres nahenden Eintritts in den Ru-

hestand, tiefgründig erörtert werden. Beide 
Seiten hörten zu. Kurzfristige und einfache 
Ergebnisse zur Zufriedenheit aller sind nicht 
erwartbar. Jedoch wurden gangbare Wege für 
gemeinsam zu erarbeitende Lösungen ausge-
lotet und eine zielführende Zusammenarbeit 
vereinbart. In Aussicht stehen z. B. gemein-
sam zu erarbeitende Nutzungsvereinbarun-
gen und ermessensleitende Erlasse zur Aus-
legung von Vorschriften. Der Kompromiss als 
höchste Form der Konfliktklärung.

Lobend äußerte sich die Politprominenz 
über die Arbeit der GdP in Sachsen, die trotz 
ständiger Querelen immer an zielführenden 
Problemlösungen interessiert ist, ohne über-

mäßig die politische Neutralität zu malträ-
tieren. Der Wunsch besteht, über Interessen-
konflikte rechtzeitig zu sprechen, „bevor das 
Kind in den Brunnen gefallen“ ist.

Der Landesseniorenvorstand gewann 
den Eindruck, dass Verständnis für die bei-
derseitigen Probleme geweckt wurde und 
das Treffen von Offenheit, gegenseitigem 
Respekt und Achtung geprägt war.

Bleibt die Hoffnung, dass aus den erkann-
ten Problemen praktikable, gangbare Lö-
sungen erwachsen und die Sache nicht dem 
umfangreichen Aufgabenspektrum der Be-
teiligten zum Opfer fällt. Wir werden dazu 
auf geeigneten Wegen informieren.  I
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Sommerfest der GdP Sachsen 2024:  
ein sonniges und unterhaltsames Ereignis
Mike Pfützner

Am 31. Mai 2024 fand das Sommerfest der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) Sachsen 

in Kesselsdorf statt. Die Veranstaltung begann 
um 15 Uhr und lockte zahlreiche Gäs-
te an. Unter den Ehrengästen befanden 
sich der Ministerpräsident, der Innen- 
und Finanzminister, der Landtagsprä-
sident, ein Vertreter des Bürgermeisters 
der Stadt Wilsdruff, der Landespolizei-
präsident sowie die Präsidenten der ver-
schiedenen Organisationseinheiten der 
Polizei. Auch viele Vertreter aus der Po-
litik waren anwesend.

Das sonnige Wetter trug zur guten 
Stimmung bei, und die Fest-
teilnehmer konnten das Er-
eignis mit einem Lächeln 
und vielen Gesprächen ge-
nießen. Für die musikali-
sche Unterhaltung sorgte 
die talentierte Künstlerin So-
phia Venus. Besonders her-
vorzuheben ist Frau Amelie 
Sindermann, nicht nur Aus-
zubildende aus Chemnitz, 
sondern auch GdP-Mitglied. 
Sie präsentierte ihre selbst 
gemalten Bilder, die bei den 
Gästen auf großes Interesse 

stießen. Diese Kunstwerke sollen demnächst 
an den Standorten der Polizeifachschulen ei-

nen repräsentativen Platz finden. Weiterhin 
wurde der neue Imagefilm der GdP, produziert 

von Tom Adler, vorgestellt. Dieser soll 
auch im Rahmen der Mitgliedergewin-
nung eingesetzt werden.

Neben der kulturellen Unterhaltung 
wurde auch für das leibliche Wohl ge-
sorgt. Ein Getränkemixautomat, ein 

Waffel- und Eiswagen so-
wie ein Burger-Buffet in 
den späteren Stunden lie-
ßen keine Wünsche offen.

Das Sommerfest der 
GdP Sachsen war somit 
nicht nur eine Gelegen-
heit zum geselligen Bei-
sammensein, sondern 
auch eine Plattform für 
den Austausch zwischen 
Politik und Polizei. Die 
gelungene Veranstaltung 
wird sicherlich noch lan-

ge in Erinnerung bleiben.
Ein besonderer Dank gilt 

allen Organisatoren (beispiel-
haft seien genannt die Mit-
glieder der AG Polizeifest, un-
sere Bardamen Elke Hatz und 
Lena Ackermann sowie unse-
re zwei fürsorglichen und flei-
ßigen Bienchen der Geschäfts-
stelle)! I
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Anbindung der Landespolizei in …
… Sachsen

In Sachsen ist die Polizei beim Staatsminis-
terium des Inneren als Abteilung 3 ange-
bunden. Das Sächsische Staatsministerium 
des Inneren ist eine oberste Landesbehörde 
und wird derzeit durch Innenminister Armin 
Schuster geführt. Sein Staatssekretär und 
Stellvertreter ist Dr. Frank Pfeil. Dem Minis-
ter nachgeordnet sind der Leitungsstab mit 
dem Ministerbüro, die Referate Kommunika-
tion/Pressesprecher, Organisationsentwick-
lung, strategische Planung und Controlling, 
die Zentralstelle und die Innenrevision. Wei-
terhin sind dem Minister die Abteilungen 1 
bis 4 nachgeordnet. Dabei sind die Abteilun-
gen 1 für Zentrale Angelegenheiten, Abtei-
lung 2 für Recht und Kommunales und die 
Abteilung 4 für den Bevölkerungsschutz ver-
antwortlich. Abteilung 3 Öffentliche Sicher-
heit und Ordnung, Landespolizeipräsidium 
führt die Polizei. Landespolizeipräsident ist 
aktuell Jörg Kubiessa. Der LPP ist eine zen-
trale Führungsperson innerhalb der sächsi-
schen Polizei. Er hat einen Leitungsstab Po-
lizei und eine Stabsstelle Innenrevision Po-
lizei. Der Abteilung 3 nachgeordnet sind in 
der Folge das Referat 31 Einsatz, Verkehrspo-
lizeiliche Aufgaben mit dem Inspekteur der 
Polizei und Abwesenheitsvertreter des LPP, 
das Referat 32 Strategische Organisationsent-
wicklung der Polizei, das Referat 33 Krimina-
litätsbekämpfung, Geschäftsstelle Landes-
präventionsrat, Referat 34 Digitalisierung, 
Technik und Haushalt der Polizei, Referat 
35 Personalmanagement, Aus- und Fortbil-
dung sowie das Referat 36 Recht bei der Poli-
zei. Dem Ministerium nachgeordnet sind die 
Polizeidirektionen Görlitz, Dresden, Leipzig, 
Chemnitz und Zwickau, das Landeskriminal-
amt, das Polizeiverwaltungsamt, das Präsi-
dium der Bereitschaftspolizei und die Hoch-
schule der Sächsischen Polizei mit dem Be-
reich Studium und Ausbildung.

Leider verliert die sächsische Polizei durch 
die Anbindung im Sächsischen Staatsministe-
rium den Landespolizeipräsidenten, denn die-
se Rolle wird von der Rolle des Abteilungsleiters 
im Innenministerium überlagert. 
Mike Pfützner

… Sachsen-Anhalt

Das Ministerium für Inneres und Sport (MI 
LSA) ist in fünf Abteilungen untergliedert. 
Die Abt. 2 – Öffentliche Sicherheit und Ord-
nung – führt als oberste Dienstbehörde die 
Dienst- und Fachaufsicht über die Landes-
polizei (Flächen-Polizeiinspektionen, Poli-
zeiinspektion Zentrale Dienste, Fachhoch-
schule der Polizei und das Landeskriminal-
amt) und wird geführt durch Frau MDgtin 
Christiane Bergmann. Seit zwei Jahren ist an 
die Abteilungsleitung 2 die Stabsstelle Wer-
tebasierende Führung mit ihren Stabsberei-
chen (StB Führung, StB Interkulturelle Kom-
petenz, StB Leitbild/Werte) mit der Arbeits-
gemeinschaft Führung angegliedert. Das 
Referat (Ref.) 21 befasst sich  mit dem Recht 
der Gefahrenabwehr. Für Organisation und 
Ressourcenmanagement in der Landespo-
lizei ist das Ref. 22 zuständig. Dazu zählen 
Haushalt, Beschaffung, Liegenschaften, Da-
tenschutz, Digitalfunk Führungs- und Ein-
satzmittel. Die Polizeiführung obliegt dem 
Ref. 23 (Einsatz, Kriminalitätsbekämpfung, 
Verkehr) unter Leitung von Landespolizeidi-
rektor MR Mario Schwan, dem ranghöchsten 
Polizeibeamten des Landes. Personalange-
legenheiten gehören wie die Aus- und Fort-
bildung, das Dienstrecht der Polizei und der 
Polizeiärztliche Dienst zu den Aufgaben des 
Ref. 25. Dazu kommt Ref. 26, Strategie d. Po-
lizei, EU und intern. polizeiliche Zusammen-
arbeit und Medienarbeit. Zu ihm gehören die 
allg. Gremienarbeit und das Internationa-
le Zentrum. Um der fortgeführten Digitali-
sierung in der Polizei in besonderen Maße 
Rechnung zu tragen, wurde das Ref. 27 ge-
bildet mit den Aufgaben IKT der Landes-
polizei, Produktmanagement polizeilicher 
Fachverfahren und der Leitung des Landes-
programms „Polizei 20/20“. Unter Führung 
der Abt. 2 wird eine Reihe von polizeilich re-
levanten Projekten koordiniert und betrie-
ben. Zur Bewältigung der Aufgaben wird 
eine Vielzahl von Polizisten gebunden, wel-
che nicht selten aus den Polizeidienststel-
len rekrutiert werden und dort Lücken ent-
stehen lassen.
Rolf Gumpert

… Thüringen

Die Thüringer Polizei ist im Ministerium für 
Inneres und Kommunales als Abteilung 4 
eingegliedert und untersteht unmittelbar 
einem der beiden dem Innenminister nach-
geordneten Staatssekretäre, zurzeit Innens-
taatsekretär Udo Götze. In den Verwaltungs-
aufbau des Ministeriums eingebettet sind 
daneben die Abteilung 1 „Zentrale Aufga-
ben“, die Abteilung 2 „Staats- und Verwal-
tungsrecht“, die Abteilung 3 „Kommunale 
Angelegenheiten“ sowie das angeglieder-
te Amt für Verfassungsschutz. Der Abtei-
lungsleiter 4 (aktuell unbesetzt) ist hierbei 
„oberster Polizist“ und Vorgesetzter für die 
ihm nachgeordneten polizeilichen Fachrefe-
rate und Behörden. In Abwesenheit des Ab-
teilungsleiters 4 wird dieser durch den Re-
feratsleiter 43, derzeit Michael Menzel, ver-
treten. Der Abteilung 4 als Oberbehörde 
unmittelbar nachgeordnet sind für die Thü-
ringer Polizei die drei gebildeten Mittelbe-
hörden Thüringer Landeskriminalamt, Po-
lizeibildungseinrichtungen und die Thürin-
ger Landespolizeidirektion. 

Alle drei Mittelbehörden sind sogenannte 
personalführende Dienststellen, deren Lei-
ter sind die Dienstvorgesetzten der dort be-
schäftigten Beamtinnen und Beamten sowie 
Arbeitgeber der jeweiligen Tarifbeschäftig-
ten.  Mit „Thüringer Landespolizei“ ist in 
der Regel die Behörde mit dem mit Abstand 
größten Personalkörper, die Landespolizei-
direktion, gemeint. Dieser steht der Präsi-
dent (momentan unbesetzt) vor. Seit nun-
mehr drei Jahren führt der Vizepräsident der 
Landespolizeidirektion, Thomas Quitten-
baum, die Behörde mit ihren sieben nach-
geordneten Landespolizeiinspektionen, der 
Autobahnpolizeiinspektion und der Bereit-
schaftspolizei Thüringen. 

Die Thüringer Polizei ist mithin in einem 
dreistufigen Verwaltungsbau im Thüringer 
Ministerium für Inneres und Kommunales 
im Freistaat Thüringen angebunden.

Marko Dähne


